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Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes - Teilhabeplanverfahren ( 19 5GB IX)

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Anlage erhalten Sie einen Abdruck meines Schreibens vom 23. November 2017 an
die Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen eV. zur
Anwendung eines Teilhabeplanverfahrens bei Aufnahme in eine Werkstatt für behinderte
Menschen zu ihrer Kenntnis.
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Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes - Teilhabeplanverfahren und Gesamtplan;mein Schreiben vom 13. Juni 2017

Sehr geehrter Herr Fischer,

mein Schreiben vom 13. Juni 2017, indem ich Ihnen auf Ihre Anfrage mitgeteilt hafte,
dass es bei der bisherigen Beteiligung des Fachausschusses bleibe, wenn kein Teilhabe
planverfahren durchzuführen sei, hat nach der Veröffentlichung durch die BAG Werkstät
ten für behinderte Menschen einen intensiven Diskussionsprozess in der Fachöffentlich
keit sowie bei den verschiedenen Rehabilitations- und Leistungsträgern in Gang gesetzt.

In dem Schreiben vom 13. Juni2017 hatte ich mitgeteilt, dass ein Teilhabeplanverfahren
nur zum Tragen komme, soweit Leistungen mehrerer Leistungsgruppen oder mehrerer
Rehabilitationsträger erforderlich seien. Die daraus geschlossene Auslegung, dass dies
also nur dann der Fall sein könne, wenn eine gleichzeitige Zuständigkeit mehrerer Reha
bilitationsträger in Betradht komme, so dass in anderen Fällen ein TeUhabeplanverfahren
regelmäßig nicht durchzuführen sei, greift bei umfassender Betrachtung des Sinns eines
Teilhabeplanverfahrens zu kurz.

Die mit 195GB IX in derab 1. Januar2018 geltenden Fassung getroffene Regelung
konkretisiert in Form des Teilhabeplans die bislang nur in Grundzügen geregelte Koordi
nierung der Leistungen. Bei einer Aufnahme in eine Werkstatt für behinderte Menschen
kommen zwar in der Regel Leistungen mehrerer Rehabilitationsträger nicht zum gleichen
Zeitpunkt, jedoch in einem von vornherein absehbaren Zeitraum nacheinander in Frage.
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S&Ie2van2 Deshalb halte ich es mit Blick auf die mit dem BundesteUhabegesetz intendierte Zielset

zung, Leistungen nahtios und wie aus einer Hand zu erbringen und bei der Leistungspla

nung und -entscheidung den Ieistungsberechtigten Menschen mit Behinderungen von An

fang an einzubeziehen, auch in diesen Fällen für geboten, ein Teilhabeplanverfahren

durchzuführen.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) erarbeitet derzeit Gemeinsame

Empfehlungen zum Reha-Prozess. Die dort künftig enthaltenen allgemeinen Grundsätze

zum Anwendungsbereich und zur Durchführung des Teilhabeplanverfahrens werden so

wohl im Hinblick auf die praktische Umsetzung als auch die rechtliche Handhabung fort

laufend beobachtet. Ich würde es daher begrüßen, wenn wir auch zu der hier aufgeworfe

nen Frage des Werkstättenzugangs weiterhin kontinuierlich im fachlichen Austausch blei

ben.

Einen Abdruck dieses Schreibens habe ich an die Bundesagentur für Arbeit, die Länder,

die BAGÜS und die BAR gesandt.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Dr. Peter Mozet


